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Pressemitteilung 
 

Kauffmann: Das Zitterspiel für die Geduldeten geht weiter 
Integrationsdefizite auf Seiten der Politik 

 
Als für die vielen tausend betroffenen Ausländer unbefriedigend, aber 
besser als nichts bewertete Heiko Kauffmann, Vorstandsmitglied von 
AKTIONCOURAGE e.V. – SOS Rassismus, den neuen 
Bleiberechtskompromiss der Innenministerkonferenz, wonach schon bisher 
nur geduldete Ausländer ein neues Bleiberecht bis 2011 erhalten, wenn sie 
nachweisen, dass sie sich um Arbeit bemüht haben. „Die Hardliner aus 
Bayern, Niedersachsen und Hessen haben sich mit ihrem fadenscheinigen 
Argument, der Druck müsse aufrechterhalten werden, wieder einmal 
durchgesetzt. Jahrelang wurde den Geduldeten mit der Vorrangregelung 
für deutsche Arbeitssuchende der Zugang zum Arbeitsmarkt erschwert, 
wodurch in vielen Fällen vorhandene berufliche Qualifikationen verloren 
gingen. Jetzt erwartet man in Zeiten einer großen Wirtschaftkrise und vor 
allem in 2010 rasch steigender Arbeitslosigkeit, dass sie einen Job finden“, 
sagte Kauffmann. 
Nicht arbeitsfähige Geduldete, vor allem Alte, Kranke und Behinderte, 
hätten weiterhin keine Aussicht auf eine Beendigung der 
menschenrechtlich anstößigen Kettenduldungen, obwohl sie seit vielen 
Jahren hier leben, gut integriert seien und in vielen Fällen keine 
Rückkehrmöglichkeit hätten. Besonders menschenunwürdig sei die 
geltende Regelung für hier geborene und seit langem hier lebende Kinder. 
„Immer neue Auflagen, erhöhte Anforderungen, Vorbehalte und Hürden für 
oft lange hier lebende und gut integrierte Menschen - das widerspricht 
diametral dem Ziel der Integration und zeigt einmal mehr die tiefe Kluft 
zwischen Integrationsrhetorik und nachhaltiger Integrationspolitik. Die 
Integrationsdefizite liegen auf Seiten der Politik. Es gehört schon viel 
Unverfrorenheit dazu, wie der hessische Innenminister Bouffier von einem 
zukunftsweisenden und klugen Kompromiss zu sprechen. Was soll hieran 
für viele tausend Menschen zukunftsweisend sein, wenn das Zitterspiel 
drohender Abschiebung weitergeht?“, kritisierte Kauffmann. Auch aus 
menschenrechtlicher Sicht sei eine dauerhafte Regelung, wie sie nicht nur 
von den Fachverbänden, sondern neuerdings auch von der SPD gefordert 
werde, überfällig. 


